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// Im Blickpunkth

Werden Anteile an gewerblichen Personengesellschaften ver�ußert, f�hrt das bei der Ermittlung des gemeinen Werts zu

Problemen z. B. bei der Abgrenzung zwischen Zwerg- und �brigen Anteilen bei Publikumsgesellschaften. Hecht/von C�lln

bieten daf�r L�sungsvorschl�ge an. Die Neuregelung der Verschmelzung von Auslandsfonds durch die �nderung des

InvStG im Rahmen des B�rgerentlastungsgesetzes Krankenversicherung begr�ßen Brinkmann/Kempf. Sie sehen aber noch

Anpassungsbedarf an internationale Standards.

Udo Eversloh, Ressortleiter Steuerrecht
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Pl�doyer f�r ein europarechtskon-
formes Steuerrecht

Der EG-Vertrag und die darin kodifizierten

Grundfreiheiten dienen der Schaffung eines

gemeinsamen EU-Binnenmarkts und der Ver-

wirklichungder europ�ischen Integration. Die

Mitgliedstaaten betonen stets, dass der euro-

p�ische Integrationsprozess vorangetrieben

werden m�sse. Allerdings h�rt die unisono

verlautbarte europ�ische Integrationameige-

nen Staatshaushalt auf. Die einzelnen Staaten

sind�ußersterfindungsreich, umsicherzustel-

len, dass eigenes Steuersubstrat weiterhin im

Inland besteuert wird und nicht ins Ausland

abwandern kann. Doppelbesteuerungsab-

kommenw�rden bei einemWohnsitzwechsel

ins Ausland den Steueranspruch des Her-

kunftslandes an der Grenze „abschneiden“. In

diesem Sinne hatte Deutschland die F�rde-

rungbei der Riester-Rente derart ausgestaltet,

dass de facto nur Inl�nder davon profitieren.

Da der Staat Zulagen zur Riester-Rente leistet

und damit Steuergelder verwendet, erscheint

es zun�chst konsequent, dass der Staat die

sp�teren Renten auch zu besteuern beabsich-

tigt. Folglich sollen die staatlichen Zulagen

bei einem Wegzug aus Deutschland zur�ck-

gezahlt werden; riestergef�rdertes Wohn-

eigentum soll auch nur bei einer inl�ndischen

Immobilie m�glich sein. Der „Mallorca-Rent-

ner“w�rdedaherdie staatlichenZulagenwie-

der zur�ckzahlen m�ssen. Zudem soll nur ein

in Deutschland lebender und damit unbe-

schr�nkt steuerpflichtiger B�rger die staatli-

che Riester-F�rderung erhalten. Die 67 000

Grenzg�nger, die zwar in Deutschland arbei-

ten und sozialversicherungspflichtig sind,

aber imAuslanddenWohnsitzhabenunddort

steuerpflichtig sind, w�rden nicht in den Ge-

nuss der Riester-F�rderung kommen. Diese

Einschr�nkungen wurden vom EuGH nun-

mehr allesamt f�r gemeinschaftsrechtswidrig

erkl�rt (Rs. C-269/07). Zu Recht! Das Steuer-

recht kann keinewirksameEinschr�nkungder

EU-Grundfreiheiten sein. Andernfalls k�nnten

Mitgliedstaaten geneigt sein, die Grundfrei-

heiten (z. B. Freiz�gigkeitundNiederlassungs-

freiheit) aufgrund des fiskalischen Bed�rfnis-

ses zur Sicherung des Steueranspruchs de fac-

to auszuschließen. Die Grundfreiheitenw�ren

sinnentleert. Es ist daher kein Zufall, dass der

EuGH auf dem Gebiet des Ertragsteuerrechts

faktisch erheblich in die Gesetzgebung der

Mitgliedstaaten eingreift. Die Verwirklichung

der europ�ischen Integration erfordert, dass

die Mitgliedstaaten weniger national und

mehr gesamteurop�isch agieren. Die Realisie-

rung berechtigter staatlicher Besteuerungs-

anspr�che setzt ein harmonisiertes Steuer-

recht voraus, ohne dabei in die Grundfreihei-

ten der Steuerpflichtigen einzugreifen. Der

deutsche Gesetzgeber sollte proaktiv han-

deln, um nicht fortlaufend durch den EuGH

„eineLektion imEuroparecht“ zuerhalten.

Entscheidungen
BFH: Keine Nachrechnung bei von Beh�rde

falsch berechneter Subvention

Der BFH hat durch Urteil vom 21.7.2009 – VII R

50/06 – entschieden, dass ein Exporteur nicht

nachrechnen muss, ob die Beh�rde die ihm ge-

w�hrte Ausfuhrerstattung richtig berechnet hat.

Der Anspruch der Beh�rde auf R�ckzahlung ei-

nes zuviel ausgezahlten Betrags verj�hrt aller-

dings nicht bereits nach vier Jahren (dazu nach-

folgendes BFH-Urteil VII R 24/06).

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2060-1

unterwww.betriebs-berater.de
(PM BFH vom 16.9.2009)

BFH: Verj�hrung von R�ckforderungs-

anspr�chen aus Subventionen

Der BFH hat durch Urteil vom 7.7.2009 – VII R 24/

06 – entschieden, dass aufgrund unrichtiger An-

gabeneinesExporteurszuUnrechtgew�hrteAus-

fuhrsubventionen unter der Geltung des BGB in

der bis 2001 geltenden Fassung, die f�r verm�-

gensrechtliche Anspr�che grunds�tzlich eine

dreißigj�hrige Verj�hrungsfrist vorsah, jedenfalls

noch nach sechs Jahren zur�ckgefordert werden

konnten. Die VO Nr. 2988/95 sehe zwar eine Frist

von nur vier Jahren vor. Es handle sich aber ledig-

lich um eine Mindestfrist, die das nationale Recht

nicht unterschreiten d�rfe. Lasse das nationale

Recht eine sp�tere R�ckforderung zu, habe eine

solche Regelung Vorrang. In Deutschland sei die

Fristenregelung des BGB anzuwenden.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2060-2

unterwww.betriebs-berater.de
(PM BFH vom 16.9.2009)

BFH: Ernstliche Zweifel an Verfassungs-

m�ßigkeit des Abzugsverbots f�r

h�usliches Arbeitszimmer

DerBFHhat indemBeschlussvom25.8.2009–VIB

69/09 – ernstliche Zweifel daran ge�ußert, ob die

seit 2007 geltende beschr�nkte Abzugsf�higkeit

vonAufwendungen f�reinh�uslichesArbeitszim-

mer als Werbungskosten verfassungsgem�ß ist.

Zur Frage der Verfassungsm�ßigkeit selbst wird

sichderBFHerst imHauptsacheverfahren�ußern.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2009-2060-3

unterwww.betriebs-berater.de
(PM BFH vom 16.9.2009)

Gesetzgebung
Bundesrat: Steuerhinterziehungs-

bek�mpfungsverordnung

Am 18.9.2009 ber�t der Bundesrat die Steuer-

hinterziehungsbek�mpfungsverordnung (Steuer-

HBekV). Sie soll die Bundesregierung erm�chti-

gen, besondere Mitwirkungs- und Nachweis-

pflichten f�r Gesch�ftsbeziehungen zu Staaten

und Gebieten festzulegen, die nicht zum Aus-

kunftsaustausch entsprechend dem OECD-Stan-

dardbereit sind (BR-Drs.681/09).

St�ndige Mitarbeiter im Steuerrecht: RA StB Dr. Stefan Behrens, Frankfurt a.M.; Dipl.-Kfm. StB Oliver D�rfler, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. W. Christian Lohse, Vorsitzender Richter am FG
M�nchena. D.;Dipl.-Kffr. StBinMartinaOrtmann-Babel, Stuttgart;Dr. J�rgenSchmidt-Troje, Pr�sident des FGK�ln a.D., K�ln;Prof.Dr.RomanSeer, Bochum;StBDr.AndreasS�ffing, Frankfurt
a.M.;Dr. Roland Wacker, Richter amBFH,M�nchen;Dipl.-Kfm.StBLarsZipfel, Stuttgart

Die Woche im Steuerrecht
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